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Volksinitiative: „Verbandsbeschwerderecht: Schluss mit der Verhin-

derungspolitik – Mehr Wachstum für die Schweiz!“ 
 

Die Volksinitiative der Züricher FDP 
möchte das Beschwerderecht für Um-
weltverbände bei den Bauprojekten un-
terbinden, welche durch einen Volks- 
oder Parlamentsbeschluss genehmigt 
wurden.  

Anlass zur Initiative gaben die Verzöge-
rungen durch Einsprachen des VCS 
(Verkehrs-Club der Schweiz) beim Bau 
des neuen Zürcher Hardturmstadions. 

Auswirkungen 

Heute sind Verbände, welche mindes-
tens 10 Jahre bestehen und die Verfol-
gung von Umwelt und Raumplanungs-
anliegen in den Statuten als Ziel haben, 
zur Verbandsbeschwerde berechtigt. 

Mit Annahme der Initiative würden die 
Umweltverbände ihr Verbandsbe-
schwerderecht in Umwelt- und Raum-
planungsangelegenheiten verlieren, 
wenn ein Bauprojekt durch einen 
Volksentscheid oder einen positiven 
Entscheid des Parlaments genehmigt 
wird. Hierbei spielt es keine Rolle, ob 
der Entscheid auf Gemeinde-, Kantons- 
oder Bundesebene gefällt wird.  

Damit die Initiative nach einer Annahme 
umgesetzt werden könnte, müssten das 
Umwelt- und das Raumplanungsgesetz 
geändert werden. Beide sehen heute 
ein Verbandsbeschwerderecht vor. Die-
se Gesetzesänderung muss nach dem 
Wortlaut der Initiative bis spätestens 
Ende 2010 in Kraft treten. 

Nicht von einer Beschwerdemöglichkeit 
ausgeschlossen werden hingegen Pri-
vatpersonen. Ihnen stehen auch bei 
Annahme der Initiative dieselben Be-
schwerdemöglichkeiten offen wie bis-
her. 

Ebenfalls keine Auswirkungen wird die 
Initiative auf die Verbandsbeschwerde 
im Bereich der Gentechnik haben. Dort 
ist die Beschwerde auch nach einer all-
fälligen Annahme der Initiative weiterhin 
zulässig. 

Positionen 

Befürworter 

Die Befürworter der Initiative wollen er-
reichen, dass zukünftig keine grossen, 
wirtschaftlich bedeutenden Bauprojekte 
durch Beschwerden von Umweltver-
bänden blockiert werden. Denn  da-
durch würden Investitionen und Arbeits-
plätze gefährdet. Sie argumentieren, 
dass gewisse Verbände ihr Beschwer-
derecht missbräuchten, um unliebsame 
Bauprojekte zu verhindern. Desweiteren 
sind sie der Meinung, dass ein demo-
kratisch geäusserter Wille des Volkes 
bzw. des Parlaments eine genügend 
hohe Hürde sei, um auch in Zukunft 
ökologisch verträgliche Projekte zu ha-
ben. Die Verbände könnten sich ja im 
Abstimmungsprozess ebenfalls einmi-
schen und ihre Position vertreten. 

Gegner 

Die Gegner der Vorlage sind der Mei-
nung, dass sich das Volk um Rahmen-
bedingungen kümmern und den Ver-
bänden die Überwachung einer landes-
weit korrekten Anwendung der Gesetze 
überlassen solle. Sie führen an, dass 
99% der Beschwerden, welche Bau-
projekte blockieren, durch Privatperso-
nen erfolgten. Die Verbände hingegen 
nähmen von ihrem Recht nur restriktiv 
Gebrauch und würden in überdurch-
schnittlich vielen Fällen (63%) vor dem 
Bundesgericht Recht bekommen. Auch 
denken sie, dass die Initiative unklar 

und unehrlich sei und es den Initianten 
mehr darum gehe, das Verbandsbe-
schwerderecht schlussendlich ganz, 
statt nur teilweise abzuschaffen. 

Abstimmung, veröffentlicht am 13.10.2008 www.vernunft-schweiz.ch

Ziel der Vorlage 

Die Vorlage möchte, dass Bauprojekte, 
welche vom Volk befürwortet wurden, 
zukünftig nicht mehr von Verbänden ver-
zögert werden können.  

Was wird geändert? 

Die Verbandsbeschwerde in Umwelt- 
und Raumplanungsangelegenheiten wird 
aufgehoben, wenn für ein Bauprojekt 
ein zustimmender Volks- oder Parla-
mentsentscheid vorliegt. 

Argumente dafür 

• Arbeitsplätze und Investitionen sollen 
nicht gefährdet werden. 

• Demokratische Entscheide seien ge-
nügend grosse Hürden für ökologisch 
verträgliche Projekte. 

• Dem Missbrauch des Verbandsbe-
schwerderechts solle ein Riegel vor-
geschoben werden. 

Argumente dagegen 

• Die Verbände würden für eine korrek-
te Umsetzung des nationalen Rechts 
sorgen. 

• Blockiert würden die Projekte haupt-
sächlich durch Private. 

• Die Initianten möchten das Verbands-
beschwerderecht schlussendlich ganz 
abschaffen. 

Positionen 

Ein Ja empfehlen: FDP, SVP 

Ein Nein empfehlen: Bundesrat, Parla-
ment (NR: 90 Ja, 94 Nein; SR: 9 Ja, 
30 Nein), CVP, SP, Grüne 

Zusammenfassung
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